
 
Nr.: 11/2025 

Niederschrift 
 

 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Gaiberg 
 

am 17. Dezember 2025 
 

Verhandelt:                         Gaiberg, den 17. Dezember 2025, 18.00 Uhr 
  
 

                                               Anwesend: 
 
 
1. Vorsitzender: Bürgermeisterin Petra Müller-Vogel 
  
2. Gemeinderäte: 
 

Dr. Arnold, Alexia 
Erles, Christian 
Dr. Hennrich, Hans Jürgen 
Himmelmann, Carmen 
Kick, Boris 
Lenz, Bianca 
Schuh, Eric 
Volkmann, Matthias 
Wallenwein, Jochen 

  
3. Schriftführerin: Angestellte Lina Lüttringhaus 
  
4. Beamte, Angestellte:           
 

Sachgebietsleitung Ordnungsamt 
Lina Lüttringhaus 
 
 

  
Nach Eröffnung der Sitzung stellt die Vorsitzende fest, dass durch Schreiben vom  
9. Dezember 2025 ordnungsgemäß geladen worden ist. Zeit, Ort und Tagesordnung für 
den öffentlichen Teil der Verhandlung wurde am 9. Dezember 2025 auf der Website der 
Gemeinde unter www.gaiberg.de/rathaus-service/oeffentliche-bekanntmachungen 
bekannt gemacht. 
 
Das Kollegium ist beschlussfähig, weil 11 Mitglieder anwesend sind.  
 
 
Es fehlt als entschuldigt:  Gemeinderat Uwe Müller 
    Gemeinderätin Gisela Klingmann  
 
        
nicht beurlaubt, oder aus anderen Gründen: ./. 
 
zu Urkundspersonen wurden ernannt:  Gemeinderätin Carmen Himmelmann 
  Gemeinderat Dr. Hennrich 
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Öffentliche Gemeinderatssitzung am Mittwoch, den 17. Dezember 2025 
um 19.00 Uhr im “BürgerForum Altes Schulhaus” 

_____________________________________________________________ 
 

 
T a g e s o r d n u n g 
 

1. Kenntnisnahme des Protokolls der öffentlichen Gemeinderatssitzung Nr. 10/2025 vom 
20. November 2025 

 
2. Bekanntgabe der Beschlüsse aus der nichtöffentlichen Sitzung vom 20. November 

2025 
 

3. Bürgerfragestunde 
 

4. Gemeindewald Gaiberg  - Waldhaushalt und Hiebsplan für das Jahr 2026 – 
 

5. Förderung Steckersolaranlagen 
 

6. EWG Konvoi Umstellung auf das Wärmeplanungsgesetz  
 

7.  Baugesuche 
 
Antrag auf Neubau einer Kindertagesbetreuung mit zwei Großtagespflegestellen, zwei 
Betriebsinhaberwohnungen sowie zwei Büroeinheiten auf dem Flurstück 2672  
 

 
8. Bekanntgaben der Verwaltung 

 
9. Fragen und Anträge der Gemeinderäte*innen   

 
 
Die Einwohnerschaft ist hierzu herzlich eingeladen. 
 
 
 
Petra Müller-Vogel   
Bürgermeisterin 
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1. Kenntnisnahme des Protokolls der öffentlichen Gemeinderatssitzung  
Nr. 10/2025 vom 20. November 2025 

 
Beschluss 
 
Zwei kleine Änderungen nicht inhaltlicher Art wurden durch den stellvertretenden 
Bürgermeister Herr Müller genehmigt. Diese Änderungen werden noch vorgenommen. 
Im Übrigen wird das Protokoll der öffentlichen Gemeinderatssitzung Nr. 10/2025 vom 
20.November 2025 einstimmig zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
2. Bekanntgabe der Beschlüsse aus der nichtöffentlichen Sitzung  

vom 20.11.2025 
 

• Neuvergabe Linienbündel Neckargemünd 

• Dem Antrag auf Stundenreduzierung einer Mitarbeiterin wurde zugestimmt 

• Der Einstellung einer Praktikantin für einen Anpassungslehrgang im Kindergarten 
wurde zugestimmt 
 

 
3. Bürgerfragestunde 
 
Keine Fragen. 
 
 
 

4. Gemeindewald Gaiberg - Waldhaushalt und Hiebsplan für das Jahr 2026 
 

 
Sachdarstellung 
  
Das Kreisforstamt hat den geplanten Waldhaushalt mit Hiebsplan für das Jahr 2026 vorgelegt. 
Die Unterlagen sind als Anlage beigefügt.  
Die Planung geht von einem Holzeinschlagsvolumen von 1.400 Fm aus. Aufgrund dieses 
Einschlagsvolumens stehen Ausgaben in Höhe von 145.700 €, Einnahmen in Höhe von 
142.345 € gegenüber.  
Bei planmäßigem Verlauf wird daher der Waldhaushalt in 2026 mit einem Defizit von ca. 3.355 
€ abschließen.  
 
Für nähere Erläuterungen werden Herr Robens vom Kreisforstamt und Revierförster Kappes 
an der Sitzung anwesend sein. 
 

Diskussion 
  
Herr Robens vom Kreisforstamt und Revierförster Kappes stellen den Tagesordnungspunkt 
vor. 
 

Beschluss 
 

Der Forsthaushalt und der Hiebsplan für das Jahr 2026 werden wie vorgelegt beschlossen. 
 
- Einstimmig – 
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5. Förderung Steckersolaranlagen 
 
 

Sachdarstellung  
 
Mit der Förderung von Stecker-Solaranlagen (Balkon-Photovoltaikanlagen) bietet die 
Gemeinde Gaiberg einen finanziellen Anreiz zum Ausbau von Solarenergie. Dies bietet für die 
Bürgerinnen und Bürger der Gemeinde die Möglichkeit ihre laufenden Stromkosten zu senken 
und gleichzeitig einen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten.  
 
Über die Förderanträge soll auf Grundlage einer Förderrichtlinie entschieden werden. Die 
bereits im Jahr 2022 gestartete Aktion soll wieder aufgenommen werden, deshalb sollen im 
kommenden Haushalt wieder Mittel in Höhe von 1.500 € bereitgestellt werden.  
Das würde somit für 10 Förderanträge reichen.  
 
Die Förderrichtline soll wie in der Anlage beigefügt beschlossen werden. 
 
Folgende Förderung ist geplant:  
1. Die Förderung beträgt 150 EUR pro Vorhaben/je Anlage.  
2. Es werden nur Anlagen mit einer Nennleistung von max. 800 Watt gefördert.  
3. Je Antragsteller ist eine Förderung möglich.  
4. Je Wohneinheit ist eine Anlage förderfähig.  
5. Das Förderprogramm ist auf 10 geförderte Anlagen begrenzt.  
 
Die Vergabe der Fördermittel erfolgt nach Eingangsdatum vollständiger Antragsunterlagen für 
förderfähige Anlagen. 
 

Diskussion 
 
Die Vorsitzende trägt den Tagesordnungspunkt vor.  
Sie erläutert, dass bereits in der Mitte des letzten Jahres das Budget ausgeschöpft wurde. 
Daher wurde von der Bürgerschaft angefragt, ob dies nochmals beabsichtigt sei. Ursprünglich 
waren 20 Anträge vorhanden, für deren Aufbrauchen fast 3 Jahre benötigt wurden. Trotz allem 
sei es sinnvoll zumindest 10 Steckersolaranlagen mit jeweils 150 € zu fördern. 
 
Herr Wallenwein trägt vor, dass die Balkonkraftwerke relativ günstig geworden seien. Ein Modul 
koste ca. 300,00 €. Mit den 150,00 € würde die Hälfte einer solchen Anlage gefördert werden. 
Er bringe daher den Vorschlag, 15 Anlagen mit 100,00 € zu fördern. Die Gesamtsumme würde 
gleichbleiben. 
 
Die Vorsitzende erkundigt sich, ob diese Balkonkraftwerke auch 800 Watt haben, da dies so 
vorgegeben sei. 
 
Herr Dr. Hennrich hält entgegen, dass bis vor zwei bis drei Jahren viele Personen solche 
Anlagen ohne Akku gekauft haben, da sich ein Akku nicht gerechnet hat.  
Mittlerweile lohne sich ein Akku sehr, da diese Anlagen das Stromnetz entlasten können, durch 
die Möglichkeit einen Puffer aufzubauen. Er erachte es daher als sinnvoller, dass die Leute 
2.000,00 € für Module mit Speicher ausgeben. Dann seien 150,00 € angemessen.  
Er führt außerdem aus, dass man es allenfalls so machen könne, dass sofern die Anlage 
weniger als 500,00 € koste, die Förderung geringer wäre.  
 
Herr Wallenwein schlägt vor, dass mitaufgeführt werden sollte, dass Anlagen mit Speicher 
gefördert werden.  
 
Herr Dr. Hennrich gibt an, dass er dies als sinnvoll erachte und dass es gut wäre, wenn keine  
Billig-Anlagen gefördert werden würden.  
 
Herr Schuh erläutert, dass man einen Prozentsatz machen und maximal 150,00 € festlegen 
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könne. Eine große Nachfrage bestehe aktuell nicht. Man könne den Beschluss auch so fassen 
wie er sei und gegebenenfalls, sollte sich eine Änderung der Nachfrage ergeben, einen neuen 
Beschluss formulieren. 
 
 

Beschluss 
Der Gemeinderat stimmt der erneuten Einrichtung eines kommunalen Programms zur 
Förderung von Stecker-Solaranlagen (Balkon-Photovoltaikanlagen) zu.  
Den Förderrichtlinen wird zugestimmt.  
Die Förderung beträgt pro Anlage 150 €. Es werden Mittel in Höhe von 1.500 € im Haushalt 
2026 bereitgestellt.  
 
Die Förderung läuft bis alle Mittel ausgeschöpft sind weiter. 
 
-Einstimmig- 
 

6. EWG Konvoi Umstellung auf das Wärmeplanungsgesetz 
 

Sachdarstellung  
 
Seit Oktober 2024 wird für den interkommunalen „EWE-Konvoi“, bestehend aus den 
Gemeinden Eschelbronn, Meckesheim, Spechbach, Gaiberg, Bammental und Lobbach, 
eine freiwillige kommunale Wärmeplanung durch die Syna GmbH erarbeitet. Diese wird 
vom Karlsruher Instituts für Technologie (KIT) im Rahmen der Projektträgerschaft 
Umweltforschung - Baden-Württemberg, Programm „Lebensgrundlage Umwelt und ihre 
Sicherung“ (BWPLUS) zu 80 % gefördert. 

 
Durch das Inkrafttreten des Wärmeplanungsgesetzes (WPG) sowie § 34a Abs. 3 & 4 KlimaG 
BW besteht die Möglichkeit, die laufende Planung auf eine WPG-konforme Wärmeplanung 
umzustellen. 

 
Inhaltliche Auswirkungen der Umstellung 
Mit der Umstellung werden zusätzliche gesetzlich geforderte Elemente in den Wärmeplan 
aufgenommen. Der Auftragnehmer (Syna GmbH) hat hierzu folgenden Ergänzungsbedarf 
benannt: 
Zusätzliche Bestandteile des Wärmeplans nach WPG / Mehraufwand: 

• Eignungsprüfung nach § 14 WPG 

• Separate Maßnahmenaufstellung je Gemeinde nach § 20 WPG 

– Darstellung der Maßnahmen zur Zielerreichung getrennt für jede Kommune 

• Ergänzung der verpflichtenden Zwischenziele 2035 und 2040 (§ 18 WPG) 

• Separate Zielszenarien je Gemeinde (§ 19 WPG) 

– Szenarienentwicklung für jede Kommune einzeln 

• 30-tägige Offenlage des vollständigen Wärmeplans 

– öffentliche Auslegung zur Beteiligung der Öffentlichkeit 

• Darstellung aller Bereiche (Bestandsanalyse, Maßnahmen, Zielszenarien) je 

Gemeinde im Bericht 

• Verlängerung der Softwarelizenz zur Erstellung eines WPG-konformen Plans 

Durch diese Ergänzungen erhalten die Gemeinden einen voll WPG-konformen Wärmeplan. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
Bisherige Förderung (Land BW, freiwillige Wärmeplanung) 

• Fördersatz: 80 % der tatsächlichen Ausgaben 
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• Deckel: max. 67.753,60 € brutto 

• Auftragssumme: 73.780 € brutto 

• Gefördert: 58.948 € 

• Eigenanteil des Konvois: 14.756 € 

– pro Gemeinde: 2.459,33 € 

 
Umstellung auf „WPG-konforme“ Planung - Konnexität 

• Durch die WPG-konforme Erweiterung entsteht ein Mehraufwand beim Auftragnehmer 

von ca. 5.692 € brutto pro Kommune. 

• Gleichzeitig erhalten die Gemeinden voraussichtlich Konnexitätsmittel des Landes 

Baden-Württemberg (2025–2028), die nicht zweckgebunden sind. 

- Für jede Kommune werden ca. > 40.000 € erwartet, ausreichend zur Deckung des 

Mehraufwands (Vollkostenförderung) 

- Die 80 % - Förderung aus Mitteln des Landes Baden-Württemberg muss 

zurückgegeben werden. 

 
Zeitplanung 
Bisher war geplant, die kommunale Wärmeplanung im Jahre 2025 abzuschließen. Durch die 
Umstellung auf WPG und die Erarbeitung o.g. neuer Bestandteile wird der Wärmeplan im 
ersten Quartal 2026 fertig gestellt. 
Die Ergebnisse werden in einer Sitzung des Gemeinderats im März 2026 und ebenso in einer 
Öffentlichkeitsveranstaltung vorgestellt. 
 
Motivation 
Die Gemeinde strebt eine langfristige, zuverlässige, bezahlbare und klimafreundliche 
Wärmeversorgung für Privatwohnungen, Wohnanlagen, Gewerbe, Hochschule und öffentliche 
Einrichtungen an. 
Eine grundlegende Aufgabenstellung bei der Entwicklung des kommunalen Wärmeplans ist 
es, die Basis für eine Strategie zur langfristigen CO2-neutralen Wärmeversorgung des 
Gebietes der Gemeinde bis zum Jahr 2040 zu schaffen. 
 
 

Diskussion 
 
Der Vorsitzende trägt den Tagesordnungspunkt vor. 
 

Beschluss 
 
Im Jahr 2024 wurde vom Bund das Wärmeplanungsgesetz (BGBl. 2023 I Nr. 394; 
nachfolgend „WPG“ genannt) erlassen, das im Vergleich zu den bisherigen landesrechtlichen 
Regelungen detailliertere Regelungen für die Wärmeplanung enthält. 
Das WPG wurde 2025 in Landesrecht in das Klimagesetz Baden-Württemberg übertragen 
(Land Baden-Württemberg; nachfolgend „KlimaG BW“; vgl. Landtag Baden-Württemberg, 
Vorlage 17/9005). 
Dem Gemeinderat wird vorgeschlagen, eine kommunale Wärmeplanung (KWP) nach WPG für 
die Gemeinde Gaiberg erarbeiten zu lassen. Diese wird weiterhin im Konvoi mit den 
Gemeinden Eschelbronn, Meckesheim, Spechbach, Bammental und Lobbach durchgeführt. 
Die Erarbeitung soll durch die Syna erfolgen und wird voraussichtlich im ersten Quartal 2026 
abgeschlossen. 
Der Umstellung auf das neue Wärmeplanungsgesetz wird zugestimmt. 
 
- Einstimmig  - 
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7. Antrag auf Neubau einer Kindertagesbetreuung mit zwei 
Großtagespflegestellen, zwei Betriebsinhaberwohnungen sowie zwei 
Büroeinheiten auf dem Flurstück 2672 
 
 
Sachdarstellung:          
 
Das Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Mäuerlesäcker/ 
Fritzenäcker“. 
 
Nach Ziffer 1.1.2 der schriftlichen Festsetzungen des Bebauungsplans (Mäuerlesäcker/ 
Fritzenäcker, 1. Änderung) sind zulässig: 

• Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude. 

• Wohnungen mit maximal 160 m² Wohnfläche für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal 
sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und 
ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind. 

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke. 
 

Es wird eine Kindertagesbetreuung geplant.  
Zusätzlich sind zwei Wohnungen (Gesamtfläche 154,40 qm) für Betriebsinhaber vorgesehen, 
welche entsprechend den Vorgaben ausschließlich dem Gewerbebetrieb zugeordnet und 
hinsichtlich Wohnfläche und Baumasse nachrangig ausgestaltet sind.  
Die zwei Büroeinheiten dienen der Organisation der Betreuung und Verwaltung und sind gemäß 
Bebauungsplan ebenfalls zulässig. 
 
 
 

Diskussion 
 
Die Vorsitzende trägt den Tagesordnungspunkt vor. 
 
Herr Schuh erklärt, dass er ein wenig die Befürchtung habe, dass es nicht auf Dauer 
entsprechend genutzt wird. Hierauf sollte man ein Auge haben. 
 
Die Vorsitzende erläutert, dass sie die Pläne eingesehen habe. Das Wohnen sei zulässig für 
Betriebsinhaber. Es soll eine Wohnung und die Kindertagesstätte gebaut werden.  
 
Frau Dr. Arnold betont, dass sie es sehr positiv finde, dass etwas für die Kleinkindbetreuung 
gemacht wird. Es sei nicht nachvollziehbar, wie sich die Quadratmeterzahl zusammensetzt. 
Es wäre schön, wenn die Baupläne zur Verfügung gestellt werden könnten.  
 
Die Vorsitzende erklärt, dass keine Baupläne veröffentlicht werden dürfen. In jedem 
Baugesuch werden immer nur die Querschnitte veröffentlicht, was auch vom Landratsamt so 
kommuniziert wurde. Es bestehe die Möglichkeit, die Pläne auf dem Rathaus einzusehen. Für 
die öffentliche Sitzung wurde dies nicht angedacht.  
 
Frau Dr. Arnold gib an, dass das Einsehen der Flächeneinteilung sinnvoll wäre. Hier könne 
besser nachvollzogen werden, wie die Räume wirklich genutzt werden sollen.  
 
Die Vorsitzende wiederholt, dass die Gemeinde die Pläne besitzt und diese eingesehen 
werden können.  
 
Herr Kick führt an, dass viele Gewerbebetriebe im Gewerbegebiet wie Wohnhäuser aussehen, 
da dort auch häufig Wohnungen mit gebaut worden sind. Das sei nicht unüblich. 
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Herr Wallenwein weist darauf hin, dass man anhand der Pläne auch sehe, dass im 
Dachgeschoss kein Ausbau geplant sei, wie es sonst in Wohnhäusern üblich wäre. Würde das 
Gebäude rein zu Wohnzwecken gebaut werden, so wäre das Dachgeschoss anders geplant 
worden. Folglich seien die Baupläne und der entsprechende Zweck des Gebäudes schlüssig.   
 
 

Beschluss 
 
Der Gemeinderat erteilt sein Einvernehmen zum Bauvorhaben. 
 
- Einstimmig -  

 
8. Bekanntgabe der Verwaltung  
 
Die Vorsitzende erörtert den Sachstand des Feuerwehrhauses wie folgt:   
Der Rohbau sei fertig und das zweite Stockwerk nebst Hallenkonstruktion stehe bereits. Morgen 
sei der letzte Arbeitstag und es gehe dann am 12.01.2026 wieder weiter.  
 
Herr Kick berichtet, dass es schon jetzt gar nicht mehr so aussehe, wie auf den Bildern. Der 
Kran und die Hölzer würden heute auch noch entfernt werden.  
 
 
Bezüglich der Kulturscheune trägt die Vorsitzende vor, dass die Außenanlage mittlerweile 
fertiggestellt sei. Innen wurden Türen und Infrarot-Strahler, die als Heizung dienen, eingebaut. 
Es sei eine angenehme Temperatur. Die Küche und die Theke wurden eingebaut und in der 
nächsten Woche werde der Boden geölt. Dieser dürfe dann erstmal nicht betreten werden. Aus 
diesem Grund würde der Schließzylinder nächste Woche Freitag getauscht werden. 
 
Der Kindergarten laufe ebenfalls nach Plan. Der Estrich sei getrocknet. Im Januar gehe es los 
mit den Malerarbeiten. Heute wäre außerdem die Wäremepumpe aufgestellt worden. Die 
Vorsitzende erläutert, dass wir gut im Zeitplan seien und der Tag der offenen Tür voraussichtlich 
an einem Samstag im Juli stattfinden wird.  
 
Die Vorsitzende lädt am 24.12.2025 um 16.00 Uhr zur weihnachtlichen Feierstunde auf dem 
Friedhof ein. Der Neujahrsempfang wird am 18.01.2026 um 11.00 Uhr stattfinden.  
 
 

9. Fragen und Anträge der Gemeinderät*innen 
 
Herr Volkmann erkundigt sich nach dem Sachstand der Glasfaser-Angelegenheit.  
 
Die Vorsitzende teilt mit, dass es im Frühjahr in Gaiberg losgehen soll. Es wird nicht im Januar 
gestartet, wie irrtümlicherweise von den Arbeitern erzählt worden sei. 
  
Auf die weitere Frage von Herrn Volkmann teilt die Vorsitzende mit, dass die Verträge, die 
abgeschlossen worden sind, noch Bestand haben.  
 
Herr Wallenwein erkundigt sich bezüglich der Ladestation für E-Autos in der Panoramastraße.  
 
Die Vorsitzende erklärt, dass dies im Frühjahr ausgeführt werden soll. Die Firma (Syna), die mit 
dem Legen des Anschlusses betraut worden ist, habe die Kontaktdaten von Herrn Wallenwein 
erhalten. Es soll voraussichtlich im Januar/Februar starten, sei jedoch auch abhängig von den 
Temperaturen.  
 
Frau Dr. Arnold schlägt vor, mit der PV-Anlage auf der Kulturscheune, die keinen Speicher 
besitzt ebenfalls Strom zu produzieren und diesen sinnvoll zu nutzen, um ein angenehmes 
Raumklima zur Schonung des Inventars zu generieren. 
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Die Vorsitzende gibt an, dass die Anlage so programmiert sei, dass die Infrarot-Strahler 
eingeschaltet werden, wenn eine gewisse Temperatur erreicht ist, da der Holzboden ein 
bestimmtes Klima benötige. Der Strom werde also auch im Winter genutzt. Es sei außerdem 
geplant, dass auch im Winter kleinere Veranstaltungen stattfinden.  
 
Frau Dr. Arnold trägt außerdem vor, dass bei der Georgshütte häufiger diverse 
Hinterlassenschaften aufzufinden seien. Sie wurde hierauf angesprochen, auch ob 
Videokameras möglich wären.  
 
Die Vorsitzende teilt mit, dass die Gemeinde bereits zwei Mal Anzeige erstattet hat. Es sei sehr 
gut, dass es immer gleich gemeldet wird.  
 
Frau Lüttringhaus trägt vor, dass davon ausgegangen wird, dass eine Müllentsorgungsfirma 
den Müll dort ablegt. Sicher kann dies leider nicht gesagt werden und auch sei es schwer, einen 
Verursacher zu ermitteln. Die Gemeinde versucht den Müll immer so schnell wie möglich zu 
entsorgen und auch, einen Verursacher ausfindig zu machen.  
 
 
 
Der Vorsitzende beendet die Sitzung um 19.13 Uhr. 
 
 
 
Der Vorsitzende           Die Urkundspersonen       Die Schriftführerin 
 
 
 
 
Petra Müller-Vogel                            Lina Lüttringhaus 
Bürgermeisterin                        Angestellte 
 


